
Staatsverschuldung:
Medikament oder Droge?
Eine grundsätzliche Auseinanderset-
zung mit dem Problem der konti-
nuierlich wachsenden Staatsver-
schuldung stand – jenseits der aktu-
ellen Haushaltsdebatte – im Zentrum
der Veranstaltung „Staatsverschul-
dung: Medikament oder Droge?“.
Zwar herrschte unter den Experten
aus Politik und Wissenschaft weitge-
hend Einigkeit darüber, daß der in
Deutschland ungebrochene Trend
hin zu immer höheren öffentlichen
Schulden dringend durchbrochen
werden müsse. Kontrovers waren
hingegen die Meinungen, wie dieses
Problem gelöst werden könne. Dies
wurde auch in der von Dr. Rainer
Hank (Frankfurter Allgemeine Sonn-
tagszeitung) moderierten Diskussion
deutlich. 

Dr. Michael Eilfort, Vorstand der
Stiftung Marktwirtschaft, betonte in
seiner Begrüßung, daß Deutschland
schon seit Jahrzehnten über seine
Verhältnisse lebe. Die kurzfristig
ausgerichtete Gewährung „finanziel-
ler Wohltaten“ an heutige Wähler
gehe vor allem zu Lasten zukünftiger
Generationen. Zwar bekundeten die
verantwortlichen Politiker regelmä-
ßig ihren Willen zur Haushaltskonso-
lidierung – nicht zuletzt durch unrea-
listisch ambitionierte Haushaltsplä-
ne. Diese stellten sich jedoch immer
wieder als wenig kompatibel mit den
ökonomischen Realitäten dar. Ange-
sichts dieser ernüchternden Be-
standsaufnahme warf Eilfort die Fra-

ge auf, ob die stetig zunehmende
Staatsverschuldung in unserem
Land nicht auch durch das deutsche
politische System mit Verhältnis-
wahlrecht und unklaren Verantwort-
lichkeiten zwischen Bundestag und
Bundesrat begünstigt werde.

Die Perspektive der Politik

Christine Scheel, Vorsitzende des Fi-
nanzausschusses des Bundestages
(Bündnis 90/Die Grünen), verteidigte
die Haushaltspolitik der rot-grünen
Bundesregierung: „Angesichts der
gesamtwirtschaftlichen Stagnation
ist die derzeit hohe Neuverschul-
dung unvermeidlich.“ Alle Gebiets-
körperschaften – auch die unionsge-
führten Bundesländer – wiesen heu-

te deutlich höhere Schulden auf als
Ende der 90er Jahre. Zudem seien
CDU/CSU und FDP über den Ver-
mittlungsausschuß von Bundesrat
und Bundestag an vielen bundespo-
litischen Entscheidungen direkt be-
teiligt gewesen und könnten sich
daher nicht aus der haushaltspoliti-
schen Verantwortung stehlen. Dies
gelte vor allem für den schleppen-
den Subventionsabbau, der ange-
sichts des Streits zwischen den Par-
teien und Interessengruppen kaum
voran käme. 

Daneben fand sie aber auch kriti-
sche Worte zu den derzeitigen Maß-
nahmen, die ausufernde Staatsver-
schuldung in den Griff zu bekom-
men. So bemängelte Scheel, daß
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die Föderalismuskommission keine
Lösungen für die verstrickten Finanz-
beziehungen zwischen Bund und
Ländern erarbeite, und plädierte für
ein steuerliches Trennsystem mit kla-
ren politischen Verantwortungen.
Auch sei es keine nachhaltige Strate-
gie, strukturelle Haushaltsdefizite
schwerpunktmäßig durch kurzfristi-
ge Privatisierungserlöse zu decken,
wie es für 2005 vorgesehen sei. Statt
dessen seien in vielen Politikberei-
chen weitere strukturelle Reformen
erforderlich. Eine zentrale Rolle spie-
le dabei neben Arbeitsmarkt und so-
zialer Sicherung vor allem das Steu-
ersystem. Zwar sei dort der Reform-
bedarf unumstritten, die bislang vor-
gelegten Modelle für eine „große
Steuerreform“ seien jedoch alle nicht
finanzierbar, wie Berechnungen der
Länderfinanzminister gezeigt hätten.
Angesichts der immensen Heraus-
forderung und mit Blick auf die Rolle
des Parlamentes plädierte Scheel
dafür, jenseits parteipolitischer Aus-

einandersetzungen gemeinsam die
Voraussetzungen für mehr Wachs-
tum und damit für eine erfolgreiche
Haushaltskonsolidierung zu schaf-
fen.

Eine Stufe dramatischer als seine
Vorrednerin schätzte Friedrich Merz,
stellvertretender Vorsitzender der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, die
jahrzehntelang zu beobachtende
Tendenz der stetig wachsenden
Staatsverschuldung ein. Gegen alle
Ratschläge der Wirtschaftswissen-
schaft und jüngst auch der Rech-
nungshöfe nutze die Politik Haus-
haltsdefizite als vermeintlich beque-
men Ausweg zur Lösung unange-
nehmer Verteilungskonflikte. Seit den
70er Jahren habe sich so in drei gro-
ßen Wellen ein immenser Schulden-
stand aufgebaut, der für die Men-
schen kaum noch faßbar sei. Ange-
sichts des niedrigen Wirtschafts-
wachstums erfordere bereits das Ziel
einer konstanten Schuldenquote er-
hebliche Einsparungen. Merz beton-
te, daß die demographische Ent-
wicklung zusätzliche Hürden für eine
nachhaltige Finanzpolitik  bereithiel-
te, über die heute noch gar nicht
gesprochen werde. 

Angesichts dieser beunruhigenden
Entwicklung verlören die zur Recht-
fertigung von Staatsverschuldung
angeführten Argumente , die auch in
der verfassungsrechtlichen Begren-
zung der Kreditaufnahme (Art. 115
GG) berücksichtigt seien, an Gültig-
keit. Das gelte sowohl für die Vor-
stellung, der Staat solle die Kosten
seiner Leistungen mittels Verschul-
dung auf zukünftige Nutznießer ge-
recht verteilen, als auch für die Ver-
suche, durch eine antizyklische Kon-
junkturpolitik eine kontinuierliche
Wirtschaftsentwicklung zu sichern.
Vielmehr müsse umgehend mit dem
Ausstieg aus der Schuldenfalle be-
gonnen werden. 

Merz plädierte deshalb für eine zwei-
gleisige Strategie: Zum einen müßten
die rechtlichen Rahmenbedingun-
gen, die eine geordnete Entwicklung
der Staatsfinanzen sichern sollen,
deutlich verschärft werden. Derzeit
könnten weder Art. 115 GG und das
deutsche Haushaltsrecht noch der
europäische Stabilitäts- und Wachs-
tumspakt einen mittelfristig ausgegli-
chenen Staatshaushalt gewährlei-
sten. Und auch der ab Januar 2005
geltende „nationale Stabilitätspakt“
werde ohne automatische Sank-
tionen nicht den erhofften Rückgang
der Staatsverschuldung bewirken.
Insbesondere die Kreditobergrenze
in Art. 115 GG müsse daher ver-
schärft werden, etwa durch einen er-
weiterten Kredit- und einen enger
definierten Investitionsbegriff. 

Zum anderen sei eine wachstums-
orientierte Wirtschafts-, Finanz- und
Haushaltspolitik unerläßlich, die den
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Anforderungen der Globalisierung
gerecht werde. Als zentrale Elemente
nannte Merz eine Flexibilisierung der
deutschen Arbeitsmarktverfassung,
Reformen bei den sozialen Transfer-
leistungen und den sozialen Siche-
rungssystemen – nicht zuletzt, um
die rasante Entwicklung der Schat-
tenwirtschaft zu bremsen –, eine
grundlegende Steuerreform zur Stär-
kung der Investitions- und Lei-
stungsanreize sowie eine bessere
Bildungspolitik. Denn nur so könne
die notwendige wirtschaftliche Dyna-
mik entstehen, die die Vorausset-
zung für eine Konsolidierung ohne
prohibitive Verteilungskonflikte sei. 

Die Perspektive
der Wissenschaft

Die Referenten des zweiten, wissen-
schaftlich geprägten Teils der Ta-
gung, Dr. habil. Gustav A. Horn  und
Prof. Dr. Manfred J.M. Neumann, be-
schäftigten sich sowohl mit der Fra-
ge einer ökonomisch erfolgverspre-
chenden Konsolidierungsstrategie
als auch mit der Suche nach geeig-
neten institutionellen Rahmenbe-
dingungen, um auf europäischer
Ebene die übermäßige Verschuldung
einzelner Mitgliedstaaten zu vermei-
den. Prof. Dr. Paul Kirchhof, der drit-
te geplante Wissenschaftler, mußte
leider kurzfristig krankheitsbedingt
absagen. Horn und Neumann
stimmten darin überein, daß eine
permanent hohe Nettoneuverschul-
dung des Staates auf Dauer zu gro-
ßen Problemen führe.

Unterschiedlich bewerteten sie aller-
dings die Haushaltspolitik der Bun-

desregierung in den vergangenen
Jahren. Während Prof. Dr. Manfred
J.M. Neumann, Universität Bonn und
Mitglied des Kronberger Kreises, die
zunehmende Neuverschuldung ve-
hement kritisierte und deutliche Spar-
anstrengungen im öffentlichen Be-
reich forderte, warnte Dr. habil. Gu-
stav A. Horn vom Deutschen Institut
für Wirtschaftsforschung (DIW) vor
einer Konsolidierungsstrategie, die
die konjunkturelle Gesamtsituation
außer acht lasse. 

Angesichts der rezessiven
Wirtschaftsentwicklung in
den letzten Jahren habe die
von Finanzminister Hans
Eichel ursprünglich ange-
strebte Konsolidierungs-
strategie gesamtwirtschaft-
lich nicht funktionieren kön-
nen, stellte Horn fest. Denn
eine erfolgreiche Defizitre-
duzierung benötige den
Rückenwind eines kon-
junkturellen Aufschwungs.
Ansonsten würde der mit
staatlichen Sparprogrammen ver-
bundene Nachfrageausfall eine kon-
junkturelle Erholung verhindern, die
Steuereinnahmen verringern und so
einen Abbau der Haushaltsdefizite
unmöglich machen. Angesichts der
jüngsten Rezession dürfe man daher
die wiederholte Verletzung der Maas-
tricht-Kriterien in Deutschland nicht
überdramatisieren, zumal andere Mit-
gliedstaaten teilweise einen sehr viel
höheren Schuldenstand aufwiesen.
Hans Eichel habe es aber versäumt,
in Zeiten mit höherem Wirtschafts-
wachstum, etwa im Jahr 2000, stär-
ker zu konsolidieren.

Horn betonte, daß eine Fokussierung
auf die Defizithöhe in Form jährlicher
Defizitziele die falsche Strategie sei,
um solide Staatsfinanzen zu errei-
chen. Denn aufgrund der unvorher-
sehbaren Entwicklung der Steuern
könne der Staat die Haushaltsdefizi-
te, die letztlich ein Marktergebnis
darstellten, nicht ausreichend kon-
trollieren. Statt dessen plädierte er
unter Verweis auf die USA für eine
ausgabenorientierte Strategie, bei
der die Regierungen einen mittelfristi-
gen, diskretionären Ausgabenpfad

festlegen und – unabhängig von der
Konjunktur – durchhalten sollten.
Dieser sollte unterhalb des mittelfri-
stigen Wachstums des BIP liegen,
um im Zeitablauf eine sinkende
Staatsquote zu erhalten. Im Falle von
Steueränderungen, welche die Ein-
nahmen verändern, müßte der Aus-
gabenpfad angepaßt werde. Dann
sei ein erfolgreicher Schuldenabbau
über den Konjunkturzyklus hinweg
möglich, da die Nachfrageseite aus-
reichend berücksichtigt werde.

Prof. Neumann kritisierte in seinem
Vortrag, daß die öffentlichen Sparan-
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strengungen Deutschlands in den
letzten Jahren genauso wie in den
Jahrzehnten zuvor ungenügend wa-
ren. Von einer soliden staatlichen Fi-
nanzlage sei man meilenweit ent-
fernt. In Deutschland habe es seit
dem Beginn der Versuche gegen En-
de der 60er Jahre, durch eine antizy-
klische Fiskalpolitik konjunkturelle
Schwächephasen auszugleichen,
noch nie Haushaltsüberschüsse des
Staates gegeben. 

Vor diesem Hintergrund sei auch der
europäische Stabilitätspakt zu be-
trachten. Dessen zentrales Ziel sei
die Sicherung der Geldwertstabilität
durch geordnete Staatsfinanzen.
Denn alle großen Inflationen der Ver-

gangenheit seien durch eine „Über-
schuldung“ des Staates und den dar-
aus resultierenden Druck auf die Zen-
tralbanken, Staatsschuldtitel zu kau-
fen und damit die Geldmenge auszu-
weiten, verursacht worden, so Neu-
mann. Insofern solle der Stabilitäts-
pakt die Unabhängigkeit der Europäi-

schen Zentralbank, die unerläßlich für
niedrige Inflationsraten sei, schützen. 

Im Vergleich zu anderen europäi-
schen Ländern habe es Deutschland
nicht geschafft, seine Defizite ausrei-
chend abzubauen; das sei aber eine
Voraussetzung für eine antizyklische
Konjunkturpolitik. Denn die aus-
schließlich konjunkturell bedingten
Schwankungen der Staatsfinanzen
seien nicht das Problem. Seit 1970
habe dieser Teil des Defizits immer
zwischen -2 % und +2 % des BIP ge-
legen. Daher sei das 3 %-Kriterium
des Maastricht-Vertrages keineswegs
zu eng gewählt. Problematisch sei
aber die Entwicklung des strukturel-
len Defizits in Deutschland. Zwar

konnte dieses Mitte der 90er
Jahre zunächst kontinuierlich
verringert werden; seit 2000 ha-
be sich die Entwicklung jedoch
umgekehrt. Denn die durchge-
führten Steuerreformschritte
seien nicht durch Kürzungen
auf der Ausgabenseite ergänzt
worden. Eine erfolgreiche Kon-
solidierungsstrategie müsse
dies jedoch beinhalten, das sei
auch empirisch nachweisbar.

Neumann betonte, entscheidend bei
einer Reform des Stabilitätspaktes
sei eine bessere Regeldurchsetzung
und nicht die Schaffung neuer Re-
geln. Denn Politiker jeglicher Couleur
neigten permanent zu einem oppor-
tunistischen Ausnutzen bestehender
Verschuldungsspielräume – auch in

konjunkturell guten Zeiten – bis hin
zu einem Überschreiten der eigent-
lich vorgesehenen Verschuldungs-
grenzen. Allerdings sei es keine
leichte Aufgabe, eine strikte Anwen-
dung des Stabilitätspaktes gegen die
Eigeninteressen der Politiker durch-
zusetzen, da seine Verletzung allein
kaum wahlentscheidend sei.  

Deshalb plädierte Neumann für eine
Stärkung der Kommission als Hüte-
rin der Verträge. Sie solle zunächst
alle Entscheidungen im Rahmen des
Defizitverfahrens eigenständig tref-
fen können. Dem Europäischen Rat
bliebe dann zwar noch die Möglich-
keit, Kommissionsbeschlüsse aufzu-
heben; allerdings sei das politisch
viel schwieriger durchzusetzen.
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